
Produktivität und eine Verbesserung der Lebenslage 
der Mitglieder erreicht wird.

Das ist im vorliegenden Fall auch geschehen. In der 
Mitgliederversammlung wurde über die prinzipielle 
Bereitschaft zum Zusammenschluß abgestimmt. 'Aus­
weislich des Protokolls haben die Mitglieder ihre Über­
zeugung zum Ausdruck gebracht, daß die Genossenschaft 
durch einen Zusammenschluß leistungsfähiger wird, 
daß bessere Möglichkeiten zur Lösung komplexer Auf­
gaben und durch gemeinsame Arbeitsorganisation bes­
sere Arbeitsvoraussetzungen geschaffen werden.

Ausweislich des Protokolls über die gemeinsame Voll­
versammlung vom 14. Mai 1960 wurde das Statut der 
neuen Genossenschaft einstimmig angenommen. Ledig­
lich der Vorsitzende der Produktionsgenossenschaft 
„Bildender Künstler“ hatte sich in dieser Versammlung 
gegen die Vereinigung ausgesprochen und vor der Ab­
stimmung die Versammlung verlassen. In der einstim­
migen Annahme des Statuts der neuen Genossenschaft 
liegt gleichzeitig die endgültige Abstimmung über die 
Vereinigung.

Auf Grund des Vortrags der Parteien hat sich ergeben, 
daß die als Klägerin auftretende Genossenschaft ledig­
lich aus dem Vorsitzenden B., dessen Ehefrau sowie den 
Mitgliedern A. und K. besteht. Letztere sind erst nach 
der Versammlung vom 14. Mai 1960 zur Genossenschaft 
gekommen. Alle anderen Mitglieder der klägerischen 
Genossenschaft arbeiten bei der als Verklagte auf­
tretenden vereinigten Genossenschaft.
Also lediglich zwei Mitglieder wollen sich dem von 
der Mehrheit gefaßten Beschluß nicht beugen. Hier­
über entsprechende Auseinandersetzungen zu führen 
und eine Entscheidung zu treffen, ist Angelegenheit der 
Mitgliederversammlung. Das Gericht kann nicht mit 
dem Ziel angerufen werden, den von der Mehrheit ge­
faßten Beschluß durch Urteil aufzuheben. Dies wäre ein 
grober Verstoß gegen die innergenossenschaftliche 
Demokratie.
Wohl haben die Mitglieder das Recht, dann, 
wenn sie Zweifel an der Gesetz- und Rechtmäßigkeit 
eines Beschlusses haben, die örtlichen Organe der 
Staatsmacht — in der Regel den Rat des Kreises bzw. 
Stadtbezirks — anzurufen mit dem Ziel der Über­
prüfung. Die staatlichen Organe werden bei Feststel­
lung einer Gesetzesverletzung dahin wirken, daß diese 
in einer Mitgliederversammlung beseitigt wird.
Die Überprüfung — wie hier erwähnt — ist im kon­
kreten Fall auch seitens des Rates der Stadt D. erfolgt. 
In seinem Schreiben vom 14. September 1960 hat er 
erklärt, daß der von der Mitgliederversammlung 
gefaßte Beschluß der Vereinigung rechtsgültig ist.

Zusammenfassend ist folgendes festzustellen: Analog 
anzuwenden ist nicht das kapitalistische Genossen­
schaftsrecht, sondern das Recht der sozialistischen Ge­
nossenschaften, d. h. die Grundsätze, wie sie im Recht 
der LPGs und PGHs zum Ausdruck kommen. Nach dem 
LPG-Gesetz erhält die durch Zusammenschluß neu 
gebildete LPG durch Eintragung in das Register Rechts­
fähigkeit. Das Musterstatut der PGH bestimmt all­
gemein, daß das Statut mit der Registrierung Rechts­
kraft erlangt, das heißt also auch für den konkreten 
Fall, daß die Eintragung der neuen Genossenschaft 
nicht deklaratorischen, sondern konstitutiven Charakter 
hat.
Die Frage des Zusammenschlusses zweier Genossen­
schaften ist eine Frage der Regelung innergenossen­
schaftlicher Verhältnisse. Sie unterliegt nicht der Nach-^ 
prüfbarkeit durch das Gericht. Eine Entscheidung hier­
über zu treffen, hieße die innergenossenschaftliche 
Demokratie verletzen.
Aus den genannten Gründen ist der Rechtsweg für die 
erhobene Klage nicht zulässig. Die Klage war mithin 
als unzulässig zurückzuweisen (§ 11GVG).

A n m e r k u n g :
Dem Urteil ist im Ergebnis zuzustimmen; Bedenken 
verursachen lediglich die beiden Schlußabsätze, in denen 
die Klageabweisung mit der Unzulässigkeit des Rechts­
wegs begründet wird.
Zweifellos ist es eine Funktion und Folge der inner­
genossenschaftlichen Demokratie, daß die Mitglieder 
einer sozialistischen Genossenschaft alle mit der Vor­
bereitung und Durchführung auch der wichtigsten, d. h. 
mit dem Bestand der Genossenschaft verbundenen Ent­
schließungen und Maßnahmen in eigener Machtvoll­
kommenheit zu treffen haben, ohne daß die Über­
prüfung der Zweckmäßigkeit und Geeignetheit solcher 
Beschlüsse zur Erreichung der genossenschaftlichen 
Ziele zulässig ist. Hier ging es aber gar nicht um die 
Frage, ob die Fusion der beiden Genossenschaften 
zweckmäßig war, ja nicht einmal darum, ob sie gesetz­
lich zulässig war, sondern lediglich um die Feststellung, 
o b sie überhaupt s t a t t g e f u n d e n  hat, was die 
Klägerin ausweislich des Tatbestandes ja bestreitet (ob 
und inwieweit für die Feststellung einer solchen Tat­
sache die Klage aus § 256 ZPO überhaupt zulässig ist, 
kann in diesem Zusammenhang dahingestellt bleiben). 
Die Klärung der Frage, was überhaupt beschlossen 
wurde (also nicht: ob es richtig war, das zu beschließen), 
greift in keiner Weise in die Prärogative der inner­
genossenschaftlichen Demokratie ein. Andererseits kann 
sich das Gericht der Klärung dieser Frage schon des­
halb nicht entziehen, weil sie ja für die e x t e r n e n  
Beziehungen der Genossenschaft von höchster Bedeu­
tung ist, also für Dritte, die mit der Genossenschaft in 
Rechtsbeziehungen stehen oder treten wollen. So kann 
es z. B. für den Gläubiger einer der ursprünglichen 
Genossenschaften von rechtlichem Interesse sein, zu 
wissen, wer sein gegenwärtiger Schuldner ist, sein 
ursprünglicher Vertragspartner oder die durch Fusion 
entstandene Genossenschaft als dessen Rechtsnachfolger. 
Verklagt ein solcher Gläubiger entweder jenen‘ Oder 
diese, so kommt das Gericht beim Bestreiten der 
Passivlegitimation ohnehin nicht um die Feststellung 
herum, ob eine Fusion stattgefunden hat oder nicht.
Bei der in den Schlußsätzen enthaltenen Begründung 
gerät das Urteil übrigens auch mit sich selbst in Wider­
spruch. Denn vorher nimmt es in aller Ausführlichkeit 
zu der Frage Stellung, deren Entscheidung ihm ausweis­
lich der Schlußsätze entzogen sein soll, und stellt durch­
aus zutreffend fest, daß die beiden ursprünglichen Ge­
nossenschaften ihren Zusammenschluß beschlossen 
haben und die neue Genossenschaft mit der Registrie­
rung Rechtspersönlichkeit erlangt hat. Offenbar geht 
also auch das Urteil zunächst davon aus, daß die Frage, 
ob eine Fusion stattgefunden hat, seiner Entscheidung 
unterliegt — da sie andernfalls nicht geprüft werden 
durfte —, so daß der erst in den Schlußsätzen auftretende 
Hinweis auf die Unzulässigkeit des Rechtswegs als In­
konsequenz wirken muß.
Richtigerweise hätte aus den von dem Urteil selbst ge­
troffenen Feststellungen eine andere Folgerung gezogen 
werden müssen. Hat ein Zusammenschluß tatsächlich 
stattgefunden und ist dieser registriert worden, so be­
deutet das, daß die beiden ursprünglichen Genossen­
schaften als solche gar nicht mehr existieren, daß ihre 
Rechtspersönlichkeit zugunsten des neuen Rechts­
subjekts, ihres Rechtsnachfolgers, erloschen ist. Weder 
kann die eine als Kläger noch die andere als Ver­
klagte auftreten, d. h., die Klage hätte wegen mangeln­
der Parteifähigkeit beider Parteien abgewiesen werden 
müssen. Ein solches Ergebnis hätte die Feststellung der 
erfolgten Fusion zwingend vorausgesetzt und damit 
auch die Frage, um die es im Prozeß ging, der Sache 
nach entschieden, während eine Begründung mit der 
Unzulässigkeit des Rechtswegs diese Frage o f f e n  läßt, 
weil sie den vorhergehenden Ausführungen über die 
wirksam vorgenommene Fusion nachträglich wieder 
den Boden entzieht. Prof. £>r. Hans N a t h a n ,  Berlin
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